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Erster Abschnitt 
Zulassung zur Rechtsanwaltschaft 
 
§ 1. Zur Rechtsanwaltschaft kann nur zugelassen werden, wer 
die Fähigkeit zum Richteramt erlangt hat. 
 
§ 2. Wer die Fähigkeit zum Richteramt in einem Bundesstaat 
erlangt hat, kann in jedem Bundesstaate zur Rechtsanwaltschaft 
zugelassen werden. 
 
§ 3. Über den Antrag auf Zulassung entscheidet die 
Landesjustizverwaltung. 
 
§ 4. Wer zur Rechtsanwaltschaft befähigt ist, muß zu derselben 
bei den Gerichten des Bundesstaats, in welchem er die zum 
Richteramte befähigende Prüfung bestanden hat, auf seinen 
Antrag zugelassen werden. 
Das Recht auf Zulassung bei einem mehreren Bundesstaaten 
gemeinschaftlichen Gerichte wird dadurch begründet, daß der 
Antragsteller in einem dieser Bundesstaaten die zum 
Richteramte befähigende Prüfung bestanden hat. 
Der Antrag eines nach den vorstehenden Vorschriften 
berechtigten Antragstellers darf nur aus den in diesem Gesetze 
bezeichneten Gründen abgelehnt werden. 
 
§ 5. Die Zulassung muß versagt werden: 
1. wenn der Antragsteller infolge strafgerichtlichen Urtheils die 
Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Ämter dauernd verloren 
hat oder zur Zeit nicht besitzt; 
2. wenn der Antragsteller infolge ehrengerichtlichen Urtheils 
von der Rechtsanwaltschaft ausgeschlossen ist; 
3. wenn der Antragsteller infolge gerichtlicher Anordnung in 
der Verfügung über sein Vermögen beschränkt ist; 
4. wenn der Antragsteller ein Amt bekleidet oder eine 
Beschäftigung betreibt, welche nach den Gesetzen oder nach 
dem Gutachten des Vorstandes der Anwaltskammer mit dem 
Beruf oder der Würde der Rechtsanwalt nicht vereinbar sind; 
5. wenn der Antragsteller nach dem Gutachten des Vorstandes 
der Anwaltskammer sich eines Verhaltens schuldig gemacht 
hat, welches die Ausschließung von der Rechtsanwaltschaft 
bedingen würde; 
6. wenn der Antragsteller nachdem Gutachten des Vorstandes 
der Anwaltskammer in Folge eines körperlichen Gebrechens 
oder wegen eingetretener Schwäche seiner körperlichen oder 
geistigen Kräfte zur Erfüllung der Pflichten eines Rechtsanwalts 
dauernd unfähig ist. 
 
§ 6. Die Zulassung kann versagt werden: 
1. wenn der Antragsteller, nachdem er die Fähigkeit zur 
Rechtsanwaltschaft erlangt hatte, während eines Zeitraums von 
drei Jahren weder als Rechtsanwalt zugelassen ist, noch ein 
Reichs-, Staats- oder Gemeindeamt bekleidet hat, noch im 
Justizdienst oder als Lehrer des Rechts an einer deutschen 
Universität thätig gewesen ist; 
2. wenn der Antragsteller infolge strafgerichtlichen Urtheils die 
Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Ämter auf zeit verloren 
hat; 
3. wenn gegen den Antragsteller, welcher früher Rechtsanwalt 
gewesen ist, innerhalb der letzten zwei Jahre im 
ehrengerichtlichen Verfahren auf Verweis oder auf Geldstrafe 
von mehr als fünfzig Reichsmark erkannt worden ist.  
 
§ 7. Ist gegen den nach § 4 berechtigten Antragsteller wegen 
einer strafbaren Handlung, welche die Unfähigkeit zur 

Bekleidung  öffentlicher Ämter zur Folge haben kann, die 
öffentliche Anklage erhoben, so ist die Entscheidung über die 
Zulassung bis zur Beendigung der Untersuchung auszusetzen. 
 
§ 8. Die Zulassung erfolgt bei einem bestimmten Gerichte. 
Kammern für Handelssachen, welche ihren Sitz an einem 
anderen Orte als an dem des Landgerichts haben, sind im Sinne 
des Gesetzes als besondere Gerichte anzusehen. Auf seinen 
Antrag ist jedoch der bei dem Landgerichte zugelassene 
Rechtsanwalt bei der Kammer für Handelssachen und der 
beider Kammer für Handelssachen zugelassene Rechtsanwalt 
bei dem Landgerichte zuzulassen. 
 
§ 9. Der bei einem Amtsgerichte zugelassene Rechtsanwalt ist 
auf seinen Antrag zugleich bei dem Landgerichte zuzulassen, in 
dessen Bezirk das Amtsgericht seinen Sitz hat, sowie bei den 
Kammern für Handelssachen, die für den Bezirk des 
Amtsgerichts zuständig sind, bei dem der Rechtsanwalt 
zugelassen ist. Die Zulassung unterbleibt, wenn das Präsidium 
des Oberlandesgerichts der Zulassung im Interesse der 
Rechtspflege widerspricht. 
 
§ 10. Der bei einem Kollegialgerichte zugelassene Rechtsanwalt 
ist auf seinen Antrag zugleich bei einem anderen, an dem Orte 
seines Wohnsitzes befindlichen Kollegialgerichte zuzulassen, 
wenn das Oberlandesgericht durch Plenarbeschluß die 
Zulassung dem Interesse der Rechtspflege für förderlich erklärt. 
Erklärt das Oberlandesgericht die Zulassung einer bestimmten 
Anzahl von Rechtsanwälten für förderlich und beantragt 
innerhalb einer bekannt zu machenden vierwöchigen Frist eine 
größere Anzahl von Rechtsanwälten ihre Zulassung, so 
entscheidet unter den Antragstellern die 
Landesjustizverwaltung. 
 
§ 11. Ist der Rechtsanwalt bei einem Landgerichte zugelassen, 
welches zum Bezirk eines mehreren Bundesstaaten 
gemeinschaftlichen Oberlandesgerichts gehört, so kann er 
zugleich bei dem letzteren zugelassen werden, auch wenn 
dasselbe an einem anderen Orte seinen Sitz hat. 
 
§ 12. Auf Antrag eines Landgerichts können bei demselben 
Rechtsanwälte, welche bei einem benachbarten Landgerichte 
zugelassen sind, widerruflich zugelassen werden, wenn nach 
dem Gutachten des Oberlandesgerichts die Zulassung zur 
ordnungsmäßigen Erledigung der Anwaltsprozesse erforderlich 
ist. 
 
§ 13. Die Zulassung bei dem im Antrage bezeichneten Gerichte 
darf wegen mangelnden Bedürfnisses zur Vemehrung der Zahl 
der bei demselben zugelassenen Rechtsanwälte nicht versagt 
werden. 
 
 
§ 14. Die Zulassung bei dem im Antrage bezeichneten Gerichte 
kann versagt werden, wenn bei demselben ein Richter angestellt 
ist, mit welchem der Antragsteller verheiratet ist oder gewesen 
ist oder in gerader Linie verwandt oder verschwägert oder in der 
Seitenlinie im zweiten Frage verwandt oder verschwägert ist, 
auch wenn die Ehe, durch welche die Schwägerschaft begründet 
wird, nicht mehr besteht. 
 
§ 15. Die Zulassung eines Rechtsanwalts bei einem anderen 
Gerichte kann versagt werden: 
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1. wenn gegen den Antragsteller innerhalb der letzten zwei 
Jahre im ehrengerichtlichen Verfahren auf Verweis oder auf 
Geldstrafe von mehr als fünfzig Reichsmark erkannt ist; 
2. wenn gegen den Antragsteller die Klage im 
ehrengerichtlichen Verfahren erhoben ist.  
 
§ 16. Der Bescheid, welcher einem Antragsteller die beantragte 
Zulassung versagt, muß den Grund der Versagung angeben. 
Wird die Zulassung nach dem Gutachten des Vorstandes der 
Anwaltskammer aus einem der im § 5 Nr. 4, 5, 6 bezeichneten 
Gründe versagt, so ist auf Verlangen des Antragstellers  über 
den Grund der Versagung im ehrengerichtlichen Verfahren zu 
entscheiden. 
Das Verlangen muß bei der Landesjustizverwaltung innerhalb 
der Frist von einer Woche seit der Zustellung des Bescheides 
angebracht werden.  
Die Landesjustizverwaltung hat den rechtzeitig gestellten 
Antrag dem Vorstande der Anwaltskammer zu übersenden. 
 
§ 17. Nach der ersten Zulassung hat der Rechtsanwalt in einer 
öffentlichen Sitzung des Gerichts, bei welchem er zugelassen 
ist, folgenden Eid zu leisten: 
„Ich schwöre bei Gott, dem Allmächtigen und Allwissenden, 
die Pflichten eines Rechtsanwalts gewissenhaft zu erfüllen, so 
wahr mir Gott helfe.“ 
 
§ 18. Der Rechtsanwalt muß an dem Orte des Gerichts, bei 
welchem er zugelassen ist, seinen Wohnsitz nehmen. 
Inwieweit benachbarte Orte im Sinne dieser Vorschrift als ein 
Ort anzusehen sind, bestimmt die Landesjustizverwaltung.  
Dieselbe kann einem bei einem Amtsgerichte zugelassenen 
Rechtsanwalte gestatten, an einem anderen Orte innerhalb des 
Amtsgerichtsbezirks seinen Wohnsitz zu nehmen. 
Ist der Rechtsanwalt bei mehreren Gerichten zugelassen, so 
muß er im Falle des § 9 am Orte des Amtsgerichts oder aber an 
dem nach Maßgabe des Abs. 3 dieses Paragraphen bestimmten 
Orte, im Falle des § 11 am Orte des Landgerichts seinen 
Wohnsitz nehmen, 
Die Landesjustizverwaltung kann von den Vorschriften des 
Abs. 1 und 4 Ausnahmen bewilligen. Der Rechtsanwalt hat 
jedoch an dem Orte, an dem er nach den genannten Vorschriften 
seinen Wohnsitz nehmen müßte, sein Geschäftslokal zu halten. 
Die Mehrkosten, welche bei der Vertretung einer Partei vor 
einem Kollegialgerichte durch einen bei demselben 
zugelassenen Rechtsanwalt dadurch entstehen, daß der letztere 
seinen Wohnsitz nicht am Orte des Gerichts hat, ist die 
Gegenpartei zu erstatten nicht verpflichtet. 
 
§ 19. Ist der Rechtsanwalt ab den Orte eines Gerichts, bei 
welchem er zugelassen ist, nicht wohnhaft, so muß er bei 
diesem Gericht einem an dem Orte desselben wohnhaften 
ständigen Zustellungsbevollmächtigten bestellen. 
An den Zustellungsbevollmächtigten kann auch die Zustellung 
von Anwalt zu Anwalt wie an den Rechtsanwalt selbst erfolgen. 
Ist eine Zustellung an den Zustellungsbevollmächtigten am Orte 
des Gerichts nicht ausführbar, so kann sie an den Rechtsanwalt 
zur Aufgabe zur Post erfolgen. 
 
§ 20. Bei jedem Gericht ist eine Liste der bei demselben 
zugelassenen Rchtsanwälte zu führen.  In der Liste ist der 
Wohnsitz der Rechtsanwälte anzugeben. 
Hat der Rechtsanwalt den Eid geleistet und seinen Wohnsitz in 
Gemäßheit des § 18 genommen, so ist er in die Liste 

einzutragen. Veränderungen des Wohnsitzes hat derselbe 
unverzüglich anzuzeigen.  
Mit der Eintragung beginnt die Befugniß zur Ausübung der 
Rechtsanwaltschaft. 
 
§ 21. Die Zulassung muß zurückgenommen werden: 
1. wenn der Rechtsanwalt seinen Wohnsitz (§ 18) binnen drei 
Monaten seit Mittheilung des die Zulassung aussprechenden 
Bescheides nicht genommen hat; 
2. wenn der Rechtsanwalt den Wohnsitz (§ 18) aufgiebt; 
3. wenn nach der Zulassung sich ergiebt, daß sie in Gemäßheit 
des § 5 Nr. 1, 2 hätte versagt werden müssen. 
Die Zurückname kann im Falle des § 5 Nr. 1 unterbleiben, wenn 
der daselbst bezeichnete Versagungsgrund nicht mehr vorliegt.  
Die Zulassung bei einem Gericht, an dessen Orte der 
Rechtsanwalt nicht wohnhaft ist, muß zurückgenommen 
werden, wenn der Rechtsanwalt einen Monat lang versäumt hat, 
einen dort wohnhaften Zustellungsbevollmächtigten zu 
bestellen. 
 
§ 22. Die Zulassung kann zurückgenommen werden, wenn der 
Rechtsanwalt in Folge gerichtlicher Anordnung in der 
Verfügung über sein Vermögen beschränkt ist.  
 
§ 23. Die Zurücknahme der Zulassung erfolgt durch die 
Landesjustizverwaltung nach Anhörung des Rechtsanwalts und 
des Vorstandes der Anwaltskammer.  
Ein die Zulassung zurücknehmender Bescheid muß den Grund 
der Zurücknahme angeben. 
 
§ 24. Stirbt der Rechtsanwalt oder giebt er die Zulassung auf 
oder wird die Zulassung zurückgenommen oder verliert der 
Rechtsanwalt in Folge Urtheils die Fähigkeit zur Ausübung der 
Rechtsanwaltschaft, so ist die Eintragung in der Liste zu 
löschen. 
 
§ 25. Die Stellvertretung eines an der Ausübung seines Berufs 
zeitweise verhinderten Rechtsanwalts kann nur einem 
Rechtsanwalt oder einem Rechtskundigen, welcher mindestens 
ein Jahr und drei Monate im Vorbereitungsdienste beschäftigt 
worden ist, übertragen werden. 
Insofern die Stellvertretung nicht von einem bei demselben 
Gerichte zugelassenen Rechtsanwalt übernommen wird, darf die 
Bestellung des Stellvertreters nur durch Anordnung der 
Landesjustizverwaltung erfolgen. 
Auf die in Abs. 1 bezeichneten Stellvertreter, auch wenn 
dieselben nicht Rechtsanwälte sind, finden die Vorschriften des 
§ 143 Abs. 1, 2 der Civilprozeßordnung nicht Anwendung. Das 
Gleiche gilt für die im Justizdienste befindlichen 
Rechtskundigen, welche mindestens ein Jahr und drei Monate 
im Vorbereitungsdienste beschäftigt worden sind, wenn sie 
einen Rechtsanwalt, ohne als dessen Stellvertreter bestellt zu 
sein, in Fällen vertreten, in denen eine Vertretung durch einen 
Rechtsanwalt nicht geboten ist, oder wenn sie unter Beistand 
des Rechtsanwalts die Ausführung der Parteirechte 
übernehmen. 
 
Zweiter Abschnitt 
Rechte und Pflichten der Rechtsanwälte 
 
§ 26. Auf Grund der Zulassung bei einem Gerichte ist der 
Rechtsanwalt befugt, in den Sachen, auf welche die 
Strafprozeßordnung, die Civilprozeßordnung und die 
Konkursordnung Anwendung finden, vor jedem Gericht 
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innerhalb des Reichs Vertheidigungen zu führen, als Beistand 
aufzutreten und, insoweit eine Vertretung durch Anwälte nicht 
geboten ist, die Vertretung zu übernehmen. 
 
§ 27. Insoweit eine Vertretung durch Anwälte geboten ist, kann 
nur ein bei dem Prozeßgerichte zugelassener Rechtsanwalt die 
Vertretung als Prozeßbevollmächtigter übernehmen. 
In der mündlichen Verhandlung, einschließlich der vor dem 
Prozeßgericht erfolgenden Beweisaufnahme, kann jedoch jeder 
Rechtsanwalt die Ausführung der Parteirechte für den Fall, daß 
der bei dem Prozeßgerichte zum Prozeßbevollmächtigten 
bestellte Rechtsanwalt ihm die Vertretung überträgt, auch diese 
übernehmen. 
 
§ 28. Der Rechtsanwalt ist verpflichtet, seine Berufsthätigkeit 
gewissenhaft auszuüben und durch sein Verhalten in Ausübung 
des Berufs, sowie außerhalb desselben sich der Achtung würdig 
zu zeigen, die sein Beruf erfordert. 
 
§ 29. Der Rechtsanwalt muß, wenn er sich über eine Woche 
hinaus von seinem Wohnsitze entfernen will, für seine 
Stellvertretung sorgen, auch dem Vorsitzenden des Gerichts, bei 
welchem er zugelassen ist, sowie dem Amtsgericht, in dessen 
Bezirk er seinen Wohnsitz hat, Anzeige machen und den 
Stellvertreter benennen. 
 
§ 30. Der Rechtsanwalt, dessen Berufsthätigkeit in Anspruch 
genommen wird, ist verpflichtet, wenn er den Antrag nicht 
annimmt, die Ablehnung ohne Verzug zu erklären, 
widrigenfalls er den durch die Verzögerung erwachsenen 
Schaden zu ersetzen hat. 
 
§ 31. Der Rechtsanwalt hat seine Berufsthätigkeit zu versagen: 
1. wenn sie für eine pflichtwidrige Handlung in Anspruch 
genommen wird; 
2. wenn sie von ihm in derselben Rechtssache bereits einer 
anderen Partei im entgegengesetzten Interesse gewährt ist; 
3. wenn er sie in einer streitigen Angelegenheit gewähren soll, 
an deren Entscheidung er als Richter theilgenommen hat. 
 
§ 32. Der Rechtsanwalt ist nicht verpflichtet, vor Empfang 
seiner Auslagen und Gebühren die Handakten dem 
Auftraggeber herauszugeben. 
Die Pflicht zur Aufbewahrung der Handakten erlischt mit 
Ablauf von fünf Jahren nach Beendigung des Auftrags und 
schon vor Beendigung dieses Zeitraums, wenn der Auftraggeber 
zur Empfangnahme der Handakten aufgefordert, sie nicht 
binnen sechs Monaten nach erhaltener Aufforderung in 
Empfang genommen hat. 
 
§ 32 a. Der Anspruch der Partei auf Schadenersatz aus dem 
zwischen ihr und dem Rechtsanwalte bestehenden 
Vertragsverhältnisse verjährt in fünf Jahren. 
 
§ 33. Außer den in der Civilprozeßordnung bezeichneten Fällen 
hat das Prozeßgericht, insoweit eine Vertretung durch Anwälte 
geboten ist, einer Partei auf Antrag einen Rechtsanwalt zur 
Wahrnehmung ihrer Rechte beizuordnen, wenn die Partei einen 
zu ihrer Vertretung geneigten Anwalt nicht findet und die 
Rechtsverfolgung oder Rechtsvertheidigung nicht mutwillig 
oder aussichtslos erscheint. 
 
§ 34. Einer Partei, welcher das Armenrecht bewilligt ist, kann 
auch, insoweit eine Vertretung durch Anwälte nicht geboten ist, 

zur vorläufig unentgeltlichen Wahrnehmung ihrer Rechte von 
dem Prozeßgericht ein Rechtsanwalt auf Antrag beigeordnet 
werden. 
 
§ 35. Gegen die Entscheidung, durch welche die Beiordnung 
eines Rechtsanwalts abgelehnt wird, steht der Partei die 
Beschwerde nach Maßgabe der Civilprozeßordnung zu. 
 
§ 36. Die Auswahl eines beizuordnenden Rechtsanwalts erfolgt 
durch den Vorsitzenden des Gerichts aus der Zahl der bei 
diesem zugelassenen Rechtsanwälte. 
Gegen die Verfügung steht der Partei und dem Rechtsanwalte 
die Beschwerde nach Maßgabe der Civilprozeßordnung zu. 
 
§ 37. Die Mehrkosten, welche bei der Vertretung einer armen 
Partei durch den ihr beigeordneten Rechtsanwalt dadurch 
entstehen, daß der letztere seinen Wohnsitz nicht am Orte des 
Gerichts hat, ist die Gegenpartei zu erstatten nicht verpflichtet. 
 
§ 38. Im Falle des § 33 kann der beigeordnete Rechtsanwalt die 
Übernahme der Vertretung davon abhängig machen, daß ihm 
ein nach den Vorschriften der Gebührenordnung zu 
bemessender Vorschuß gezahlt wird. 
 
§ 39. Für die Verpflichtung des Rechtsanwalts, in Strafsachen 
die Vertheidigung zu führen, sind die Bestimmungen der 
Strafprozeßordnung maßgebend. 
In denjenigen Fällen, in welchen nach § 144 der 
Strafprozeßordnung die Bestellung des Vertheidigers durch den 
Vorsitzenden des Landgerichts oder den Amtsrichter zu 
erfolgen hat, stehen den am Sitze des Gerichts wohnhaften 
Rechtsanwälten die innerhalb des Bezirks desselben 
wohnhaften und bei demselben zugelassenen gleich. Auf 
Reisekosten und Tagegelder für die Reise nach dem Sitz des 
Gerichts haben dieselben keinen Anspruch. 
Ein nach § 12 widerruflich zugelassener Rechtsanwalt kann in 
Ermangelung von Rechtsanwälten, welche im Bezirke des 
Gerichts wohnhaft sind, in den Fällen des § 144 der 
Strafprozeßordnung zum Vertheidiger bestellt werden. 
 
§ 40. Der Rechtsanwalt ist verpflichtet, den im 
Vorbereitungsdienste bei ihm beschäftigten Rechtskundigen 
Anleitung und Gelegenheit zu praktischen Arbeiten zu geben. 
 
Dritter Abschnitt 
Anwaltskammern 
 
§ 41. Die innerhalb des Bezirks eines Oberlandesgerichts 
zugelassenen Rechtsanwälte bilden eine Anwaltskammer. 
Die Kammer hat ihren Sitz am Orte des Oberlandesgerichts. 
   
§ 41 a. Durch Anordnung der Landesjustizverwaltung können 
im Bezirk eines Oberlandesgerichts zwei Anwaltskammern 
errichtet werden, wenn die Zahl der im Bezirke zugelassenen 
Rechtsanwälte 1000 übersteigt. Die Landesjustizverwaltung 
bestimmt, welche Landgerichtsbezirke zu jeder Kammer 
gehören, und welcher der Kammern die beim 
Oberlandesgerichte zugelassenen Rechtsanwälte angehören, 
sowie den Sitz der zweiten Kammer. 
 
§ 42. Die Kammer hat einen Vorstand von neun Mitgliedern. 
Durch die Geschäftsordnung kann die Zahl der Mitglieder auf 
bis zu sechsunddreißig erhöht werden. 
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§ 43. Der Vorstand wird durch die Kammer gewählt. 
Wählbar sind die Mitglieder der Kammer. 
Nicht wählbar sind: 
1. diejenigen, welche infolge gerichtlicher Anordnung in der 
Verfügung über ihr Vermögen beschränkt sind; 
2. diejenigen, gegen welche im ehrengerichtlichen Verfahren 
oder wegen einer strafbaren Handlung, welche die Unfähigkeit 
zur Bekleidung öffentlicher Ämter zur Folge haben kann, die 
öffentliche Klage erhoben ist; 
3. diejenigen, gegen welche im ehrengerichtlichen Verfahren 
auf Verweis oder auf Geldstrafe von mehr als fünfzig 
Reichsmark erkannt ist, auf die Dauer von fünf Jahren nach der 
Rechtskraft des Urtheils 
Verliert ein Mitglied des Vorstandes die Wählbarkeit, so 
scheidet dasselbe aus dem Vorstande. 
 
§ 44. Die Wahl des Vorstandes erfolgt auf vier Jahre, jedoch mit 
der Maßgabe, daß alle zwei Jahre die Hälfte der Mitglieder, bei 
ungerader Zahl zum ersten Male die größere Zahl ausscheidet. 
Die zum ersten Mal Ausscheidenden werden durch das Loos 
bestimmt. 
Eine Ersatzwahl für ein vor dem Ablaufe der Wahlperiode 
ausscheidendes Mitglied erfolgt für den Rest derselben. 
Wird die Zahl der Mitglieder des Vorstandes erhöht. so hat bei 
der ersten Wahl der auf Grund der Erhöhung in den Vorstand 
eintretenden neuen Mitglieder die Kammer zu bestimmen, für 
welchen Zeitraum die einzelnen Mitglieder gewählt werden; die 
Bestimmung ist so zu treffen, daß in der Folgezeit die 
Vorschrift des Abs. 1 Satz 1 gewahrt wird. 
 
§ 45. Die Wahl zum Mitgliede des Vorstandes darf ablehnen: 
1. wer das fünfundsechzigste Lebensjahr vollendet hat; 
2. wer die letzten vier Jahre Mitglied des Vorstandes gewesen 
ist, für die nächsten vier Jahre.  
Das freiwillige Ausscheiden eines Mitglieds bedarf der 
Zustimmung des Vorstandes. 
 
§ 46. Der Vorstand wählt aus seiner Mitte einen Vorsitzenden, 
einen stellvertretenden Vorsitzenden, einen Schriftführer und 
einen stellvertretenden Schriftführer. 
 
§ 47. Das Ergebnis der Wahlen wird der 
Landesjustizverwaltung und dem Oberlandesgericht angezeigt. 
 
§ 48. Der Kammer liegt ob: 
1. die Feststellung der Geschäftsordnung für die Kammer und 
den Vorstand; 
2. die Bewilligung der Mittel zur Bestreitung des für die 
gemeinschaftlichen Angelegenheiten erforderlichen Aufwandes 
und die Bestimmung des Beitrages der Mitglieder; 
3. die Prüfung und Abnahme der seitens des Vorstandes zu 
legenden Rechnung. 
 
§ 49. Der Vorstand hat 
1. die Aufsicht über die Erfüllung der den Mitgliedern der 
Kammer obliegenden Pflichten zu üben und die 
ehrengerichtliche Strafgewalt zu handhaben; 
2. Streitigkeiten unter den Mitgliedern der Kammer auf Antrag 
zu vermitteln; 
3. Streitigkeiten aus dem Auftragverhältnisse zwischen einem 
Mitgliede der Kammer und dem Auftraggebern auf Antrag des 
letzteren zu vermitteln; 
4. Gutachten, welche von der Landesjustizverwaltung sowie 
solche, welche in Streitigkeiten zwischen einem Mitgliede der 

Kammer und seinem Auftraggeber von den Gerichten erfordert 
werden, zu erstatten; 
5. das Vermögen der Kammer zu verwalten und derselben über 
die Verwaltung  jährlich Rechnung zu legen. 
Der Vorstand kann die in Nr. 2, 3 bezeichneten Geschäfte 
einzelnen seiner Mitglieder übertragen. 
 
§ 50. Der Vorstand sowie die Kammer ist berechtigt, 
Vorstellungen und Anträge, welche das Interesse der 
Rechtspflege  oder der Rechtsanwaltschaft betreffen, an die 
Landesjustizverwaltung zu richten. 
 
§ 51. Die Geschäfte des Vorstandes werden von den 
Mitgliedern unentgeltlich geführt; baare Auslagen werden ihnen 
erstattet. 
 
§ 52. Der Vorsitzende beruft die Versammlungen der Kammer 
und des Vorstandes und führt in beiden den Vorsitz. 
Die Berufung der Kammer muß erfolgen, wenn zehn Mitglieder 
derselben, die Berufung des Vorstandes, wenn zwei Mitglieder 
desselben unter Abgabe des zu verhandelnden Gegenstandes 
schriftlich darauf antragen. Durch die Geschäftsordnung kann 
die Zahl der Mitglieder, auf deren Antrag die Berufung der 
Kammer erfolgen muß, erhöht werden. Die Kammer kann auf 
Beschluß des Vorstandes an jeden innerhalb des 
Oberlandesgerichtsbezirks belegenen Ort, welcher der Sitz eines 
Landgerichts ist, berufen werden. 
 
§ 53. Die Versammlungen der Kammer werden mittels 
öffentlicher Bekanntmachung in den durch die 
Geschäftsordnung bestimmten Blättern oder mittels schriftlicher 
Einladung der Mitglieder berufen. Die Berufung des Vorstandes 
erfolgt mittels schriftlicher Einladung. 
Die öffentliche Bekanntmachung muß spätestens am fünften 
Tage vor der Versammlung erfolgen. 
Die schriftliche Einladung von Mitgliedern, welche nicht am 
Sitze der Kammer wohnen, gilt als bewirkt, wenn das 
Einladungsschreiben spätestens am fünften Tage vor der 
Versammlung eingeschrieben zur Post gegeben ist. 
Bei der Berufung der Kammer muß der Gegenstand, über 
welchen in der Versammlung ein Beschluß gefaßt werden soll, 
bekannt gemacht werden. Über andere Gegenstände, mit 
Ausnahme des Antrags auf abermalige Berufung der Kammer, 
darf ein Beschluß nicht gefaßt werden. 
 
§ 54. Die Beschlüsse der Kammer und des Vorstandes werden 
nach absoluter Stimmenmehrheit gefaßt. Das Gleiche gilt für 
die Wahlen. 
Im Falle der Stimmengleichheit entscheidet die Stimme des 
Vorsitzenden, bei Wahlen das Loos. 
Die bei einer Angelegenheit betheiligten Mitglieder sind von 
der Beschlußfassung über dieselbe ausgeschlossen. 
 
§ 55. Zur Beschlußfähigkeit des Vorstandes ist die Theilnahme 
der Mehrheit der Mitglieder erforderlich. Die Beschlüsse des 
Vorstandes können mittels schriftlicher Abstimmung gefaßt 
werden, sofern nicht ein Mitglied mündliche Abstimmung 
verlangt. 
 
§ 56. Über die in einer Versammlung gefaßten Beschlüsse und 
die Ergebnisse der Wahlen ist ein Protokoll aufzunehmen, 
welches von dem Vorsitzenden und dem Schriftführer zu 
unterzeichnen ist. 
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§ 57. Der Vorsitzende hat den geschäftlichen Verkehr der 
Kammer und des Vorstandes zu vermitteln, die Beschlüsse der 
selben zur Ausführung zu bringen und die Urkunden im Namen 
derselben zu vollziehen. 
Die Kassengeschäfte liegen dem Geschäftsführer ob; er ist zur 
Empfangnahme von Geld berechtigt und vertritt die Kammer in 
Prozessen. 
 
§ 58. Die Mitglieder der Kammer haben auf die in Gemäßheit 
des § 49 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 und Abs. 2 ergehenden Ladungen zu 
erscheinen, die verlangten Aufschlüsse zu ertheilen und den zu 
diesem Zwecke erlassenen Anordnungen Folge zu leisten. 
Zur Erzwingung einer solchen Anordnung können Geldstrafen 
bis zum Gesamtbetrage von eintausend Reichsmark festgesetzt 
werden. Der Festsetzung einer Strafe muß deren schriftliche 
Androhung vorangehen. 
Gegen die Anordnungen oder Straffestsetzungen eines 
beauftragten Mitgliedes des Vorstandes findet Beschwerde an 
den Vorstand statt. 
 
§ 58 a. Die Geschäftsordnung kann zulassen, daß innerhalb des 
Vorstandes mehrere Abteilungen zur selbständigen Führung 
von Vorstandsgeschäften gebildet werden. 
Jeder Abteilung müssen mindestens neun Mitglieder angehören. 
Vor Beginn des Geschäftsjahrs setzt der Vorstand die Zahl der 
Abteilungen und ihrer Mitglieder fest, verteilt die Geschäfte 
unter die Abteilungen, soweit er sie nicht dem Gesamtvorstande 
vorbehält, bestimmt die Mitglieder jeder Abteilung und wählt 
aus diesen je einen Abteilungsvorsitzenden und einen 
Abteilungsschriftführer sowie deren Stellvertreter. Jedes 
Mitglied kann mehreren Abteilungen gleichzeitig angehören. 
Die Vorschrift des § 63 Abs. des Gerichtsverfassungsgesetzes 
findet entsprechende Anwendung. 
Der Vorstand kann die Abteilungen ermächtigen, ihre Sitzungen 
an einem anderen Orte des Kammerbezirks als dem Sitze der 
Kammer abzuhalten. 
Die den Vorstand betreffenden Vorschriften des § 49 Abs. 2, 
des 52, des § 53 Abs. 1 Satz 2, Abs. 3, der §§ 54 bis 56, des § 
57 Abs. 1 und des § 58 finden auf die Abteilungen 
entsprechende Anwendung. 
An Stelle der Abteilung entscheidet der Vorstand, wenn die 
Abteilung oder der Vorsitzende einer Abteilung oder des 
Vorstandes es beantragt. 
 
§ 58 b. Die Einziehung rückständiger Beiträge der Mitglieder 
erfolgt auf Grund einer von dem Schriftführer  des Vorstandes 
ausgestellten, mit der Bescheinigung der Vollstreckbarkeit 
versehenen Zahlungsaufforderung nach den Vorschriften über 
Vollstreckung der Urteile in bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten. 
 
§ 59. Die Aufsicht über den Geschäftsbetrieb des Vorstandes 
steht dem Präsidenten des Oberlandesgerichts zu. Derselbe 
entscheidet über Beschwerden, welche den Geschäftsbetrieb des 
Vorstandes betreffen. Für die Aufsicht und die Beschwerden 
über den Geschäftsbetrieb der Gerichte zu regeln. 
Gesetzwidrige Beschlüsse oder Wahlen der Kammer oder des 
Vorstandes können von dem Oberlandesgericht aufgehoben 
werden. 
 
§ 60. Die Verhandlungen und Erlasse der Kammer und des 
Vorstandes, sowie die an dieselben gerichteten Erlasse und 
Eingaben sind, soweit dieselben nicht eine Beurkundung von 
Rechtsgeschäften enthalten, frei von Gebühren und Stempeln. 
 

§ 61. Der Vorsitzende hat jährlich der Landesjustizverwaltung 
und dem Oberlandesgericht einen schriftlichen Bericht über die 
Thätigkeit der Kammer und des Vorstandes zu erstatten. 
 
Vierter Abschnitt 
Ehrengerichtliches Verfahren 
 
§ 62. Ein Rechtsanwalt, welche die ihm obliegenden Pflichten 
(§ 28) verletzt, hat die ehrengerichtliche Bestrafung verwirkt. 
 
§ 63. Die ehrengerichtlichen Strafen sind: 
1. Warnung; 
2. Verweis; 
3. Geldstrafe von einer bis zu eintausend Reichsmark; 
4. Ausschließung von der Rechtsanwaltschaft. 
Geldstrafe kann mit Verweis verbunden werden. 
 
§ 64. Wegen Handlungen, welche ein Rechtsanwalt vor  seiner 
Zulassung begangen hat, ist ein ehrengerichtliches Verfahren 
nur dann zulässig, wenn jene Handlungen die Ausschließung 
von der Rechtsanwaltschaft begründen. 
 
§ 65. Ist gegen einen Rechtsanwalt wegen einer strafbaren 
Handlung die öffentliche Klage erhoben, so ist während der 
Dauer des Strafverfahrens wegen der nämlichen Thatsachen das 
ehrengerichtliche Verfahren nicht zu eröffnen und, wenn die 
Eröffnung stattgefunden hat, auszusetzen. 
Ist im Strafverfahren auf Freisprechung erkannt, so findet 
wegen derjenigen Thatsachen, welche in diesem zur Erörterung 
gekommen sind, ein ehrengerichtliches Verfahren nur insofern 
statt, als dieselben an sich und unabhängig von dem 
Thatbestande einer im Strafgesetze vorgesehenen Handlung die 
ehrengerichtliche Bestrafung begründen. 
Ist im Strafverfahren eine Verurtheilung ergangen, welche die 
Unfähigkeit zur Ausübung der Rechtsanwaltschaft nicht zur 
Folge hat, so beschließt das Ehrengericht, ob außerdem das 
ehrengerichtliche Verfahren zu eröffnen oder fortzusetzen sei. 
Kann im Strafverfahren eine Hauptverhandlung nicht 
stattfinden, weil der Angeklagte abwesend ist, so findet die 
Vorschrift des Absatzes 1 keine Anwendung. 
 
§ 66. Insoweit nicht aus den nachfolgenden Bestimmungen 
Abweichungen sich ergeben, finden auf das ehrengerichtliche 
Verfahren die Vorschriften der Strafprozeßordnung über das 
Verfahren in den zur Zuständigkeit der Landgerichte gehörigen 
Strafsachen und die Vorschriften der §§ 155 Nr. II, 176, 184 is 
198 des Gerichtsverfassungsgesetzes entsprechende 
Anwendung. 
 
§ 67. Der Vorstand entscheidet im ehrengerichtlichen Verfahren 
als Ehrengericht in der Besetzung von fünf Mitgliedern. 
Dasselbe besteht aus dem Vorsitzenden, dem stellvertretenden 
Vorsitzenden und drei anderen Mitgliedern des Vorstandes. Der 
Vorstand wählt die letzteren und bestimmt die Reihenfolge, in 
welcher die übrigen Mitglieder als Stellvertreter zu berufen 
sind. 
Die Geschäftsordnung kann zulassen, daß bei dem 
Ehrengerichte mehrere Abteilungen gebildet werden. In diesem 
Falle ist der Vorsitzende des Vorstandes Vorsitzender der ersten 
Abteilung, der stellvertretende Vorsitzendes des Vorstandes 
Vorsitzender der zweiten Abteilung des Ehrengerichts. Die 
Vorsitzenden weiterer Abteilungen des Ehrengerichts, die 
stellvertretenden Vorsitzenden und die übrigen Mitglieder 
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sämtlicher Abteilungen sowie die Stellvertreter der letzteren 
werden nach Maßgabe des Abs. 1 bestimmt. 
Der § 63 des Gerichtsverfassungsgesetzes findet entsprechende 
Anwendung. 
 
§ 68. Zuständig ist das Ehrengericht der Kammer, welcher der 
Angeschuldigte zur Zeit der Erhebung der Klage angehört. 
 
§ 69. Der Antrag auf Eröffnung der Voruntersuchung kann von 
dem Ehrengericht sowohl aus rechtlichen als aus thatsächlichen 
Gründen abgelehnt werden. Gegen den ablehnenden Beschluß 
steht der Staatsanwaltschaft die sofortige Beschwerde zu. 
Gegen den die Voruntersuchung eröffnenden Beschluß steht 
dem Angeschuldigten die Beschwerde nur wegen 
Unzuständigkeit des Ehrengerichts zu. 
 
§ 70. Das Ehrengericht kann beschließen, daß ohne 
Voruntersuchung das Hauptverfahren zu eröffnen sei. 
Beschwerde findet nicht statt. 
 
§ 71. Mit der Führung der Voruntersuchung wird ein Richter 
durch den Präsidenten des Oberlandesgerichts beauftragt.  
 
§ 72. Die Verhaftung und vorläufige Festnahme sowie die 
Vorführung des Angeschuldigten sind unzulässig.  
 
§ 73. Die Beeidigung von Zeugen und Sachverständigen kann 
in der Voruntersuchung erfolgen, auch wenn die 
Voraussetzungen des § 66 Abs. 2 und des § 223 der 
Strafprozeßordnung nicht vorliegen. 
 
§ 74. Beantragt die Staatsanwaltschaft eine Ergänzung der 
Voruntersuchung, so hat der Untersuchungsrichter, wenn er 
dem Antrage nicht stattgeben will, die Entscheidung des 
Ehrengerichts einzuholen.  
 
§ 75. Nach geschlossener Voruntersuchung sind dem 
Angeschuldigten auf seinen Wunsch die Ergebnisse des 
bisherigen Verfahrens mitzutheilen. 
 
§ 76. Die Anklageschrift hat die dem Angeschuldigten zur Last 
gelegte Pflichtverletzung durch Angabe der sie begründenden 
Thatsachen zu bezeichnen und, soweit in der Hauptverhandlung 
Beweise erhoben werden sollen, die Beweismittel anzugeben. 
 
§ 77. Ist der Angeschuldigte außer Verfolgung gesetzt, so kann 
die Klage nur während eines Zeitraums von fünf Jahren vom 
Tage des Beschlusses ab, und nur auf Grund neuer Thatsachen 
oder Beweismittel wieder aufgenommen werden. 
 
§ 78. In dem Beschlusse, durch welchen das Hauptverfahren 
eröffnet wird, ist die dem Angeklagten zur Last gelegte 
Pflichtverletzung durch Angabe der sie begründenden 
Thatsachen zu bezeichnen. 
 
§ 79. Die Mittheilung der Anklageschrift erfolgt mit der Ladung 
zur Hauptverhandlung.  
 
§ 80. Die Mitglieder des Vorstandes, welche bei der 
Entscheidung über die Eröffnung des Hauptverfahrens 
mitgewirkt haben, sind von der Theilnahme an dem 
Hauptverfahren nicht ausgeschlossen. 
 

§ 81. In der Hauptverhandlung ist als Protokollführer ein dem 
Vorstande nicht angehörender, am Sitze der Kammer 
wohnhafter Rechtsanwalt von dem Vorsitzenden zuzuziehen. 
§ 82. Die Hauptverhandlung ist nicht öffentlich. Die Mitglieder 
der Kammer sind als Zuhörer zuzulassen, andere Personen nur 
auf Antrag des Angeklagten nach dem Ermessen des 
Vorsitzenden. 
 
§ 83. Die Hauptverhandlung kann auch ohne Anwesenheit des 
Angeklagten stattfinden, sofern er zu derselben geladen ist, 
auch wenn er im Sinne des § 276 der Strafprozeßordnung als 
abwesend gilt. Eine öffentliche Ladung ist unzulässig.  
Das Ehrengericht kann das persönliche Erscheinen des 
Angeklagten unter der Verwarnung anordnen, daß bei seinem 
Ausbleiben ein Vertreter nicht werde zugelassen werden. 
 
§ 84. In der Hauptverhandlung hält nach Verlesung des 
Beschlusses über die Eröffnung des Hauptverfahrens ein 
Berichterstatter in Abwesenheit der Zeugen einen Vortrag über 
die Ergebnisse des bisherigen Verfahrens, soweit dieselben sich 
auf die in dem Beschlusse über die Eröffnung des 
Hauptverfahrens enthaltenen Thatsachen beziehen. 
 
§ 85. Das Ehrengericht bestimmt den Umfang der 
Beweisaufnahme. ohne hierbei durch Anträge, Verzichte oder 
frühere Beschlüsse gebunden zu sein. 
 
§ 86. Das Ehrengericht kann nach freiem Ermessen die 
Vernehmung von Zeugen oder Sachverständigen durch einen 
ersuchten Richter oder in der Hauptverhandlung anordnen. 
Auf das Ersuchen finden die §§ 157 bis 159, 165 des 
Gerichtsverfassungsgesetzes entsprechende Anwendung. 
Die Vernehmung muß auf Antrag der Staatsanwaltschaft oder 
des Angeschuldigten in der Hauptverhandlung erfolgen, sofern 
nicht voraussichtlich der Zeuge oder Sachverständige am 
Erscheinen in der Hauptverhandlung verhindert oder sein 
Erscheinen wegen großer Entfernung besonders erschwert sein 
wird. 
 
§ 87. Die Verhängung von Zwangsmaßregeln, sowie die 
Festsetzung von Strafen gegen Zeugen und Sachverständige, 
welche in der Hauptverhandlung ausbleiben oder ihre Aussage 
oder deren Beeidigung verweigern, erfolgt auf Ersuchen durch 
das Amtsgericht, in dessen Bezirke dieselben ihren Wohnsitz 
und in Ermangelung eines solchen ihren Aufenthalt haben. 
 
§ 88. Die Aussage eines außerhalb der Hauptverhandlung 
vernommenen Zeugen oder Sachverständigen, dessen 
Vernehmung nicht in der Hauptverhandlung erfolgen muß, ist, 
sofern es die Staatsanwaltschaft oder der Angeklagte beantragt 
oder das Ehrengericht es für erforderlich erachtet, zu verlesen. 
 
§ 89. Für die Verhandlung und Entscheidung über das 
Rechtsmittel der Beschwerde ist das Oberlandesgericht 
zuständig. 
 
§ 90. Gegen Urtheile des Ehrengerichts ist die Berufung an den 
Ehrengerichtshof zulässig. 
Der Ehrengerichtshof besteht aus dem Präsidenten, zwei 
Senatspräsidenten und sechs Mitgliedern des Reichsgerichts 
sowie aus sechs Mitgliedern der Anwaltskammer bei dem 
Reichsgerichte.  
Bei dem Ehrengerichtshofe werden zwei Senate gebildet. Jeder 
Senat entscheidet in der Besetzung von sieben Mitgliedern mit 
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Einschluß des Vorsitzenden. Den Vorsitz führt im ersten Senate 
der Präsident des Reichsgerichts oder in seiner Vertretung ein 
Senatspräsident, im zweiten Senat ein Senatspräsident. Von den 
Beisitzern müssen drei Mitglieder des Reichsgerichts und drei 
Mitglieder der Anwaltskammer bei dem Reichsgerichte sein. 
Auf die Bestimmung der Senatspräsidenten finden die 
Vorschriften des § 62 des Gerichtsverfassungsgesetzes 
entsprechende Anwendung. Die Bestimmung der Mitglieder des 
Reichsgerichts sowie ihre Zuteilung an die beiden Senate und 
die Verteilung der Geschäfte unter die beiden Senate erfolgt 
nach den Vorschriften der §§ 63, 64, 131 des 
Gerichtsverfassungsgesetzes. 
Die Mitglieder der Anwaltskammer werden von dieser und 
zwar drei für jeden der Senate vor Beginn des Geschäftsjahres 
für dessen Dauer gewählt.  
Die beiden Senatspräsidenten und die Mitglieder der Senate 
vertreten sich wechselseitig. Der Vorsitzende des zweiten 
Senats kann auch von dem Präsidenten des Reichsgerichts 
vertreten werden. 
 
§ 91. Auf das Verfahren in der Beschwerdeinstanz und in der 
Berufungsinstanz finden die Vorschriften der 
Strafprozeßordnung und der §§ 82, 83 Abs. 1, §§ 84, 86 bis 88 
dieses Gesetzes entsprechende Anwendung. 
 
§ 92. Die Verrichtungen der Staatsanwaltschaft werden von der 
Staatsanwaltschaft bei dem Oberlandesgerichte, in der 
Berufungsinstanz von der Staatsanwaltschaft bei dem 
Reichsgerichte wahrgenommen. 
 
§ 93. Im Falle des § 16 Abs. 2wird ohne Beschluß über die 
Eröffnung des Hauptverfahrens zur Hauptverhandlung 
geschritten. 
Das Ehrengericht kann nach Maßgabe des § 86  auch die 
Vernehmung des Antragstellers vor der Hauptverhandlung 
anordnen.  
Dem Antragsteller sind auf Verlangen die ihm zur Last gelegten 
Thatsachen sowie die Beweismittel vor der Hauptverhandlung 
schriftlich anzugeben. 
Das Verfahren ist einzustellen, wenn der Antrag auf 
Entscheidung im ehrengerichtlichen Verfahren 
zurückgenommen wird; die Kosten trägt in diesem Falle der 
Antragsteller. 
 
§ 94. Für das Verfahren werden weder Gebühren noch Stempel, 
sondern nur baare Auslagen in Ansatz gebracht. 
Der Betrag der Kosten ist von dem Vorsitzenden festzustellen. 
Die Festsetzung ist vollstreckbar. 
Kosten, welche weder dem Angeschuldigten, noch einem 
Dritten auferlegt werden können, fallen der Kammer zur Last. 
Dieselbe haftet den Zeugen und Sachverständigen für die ihnen 
zukommende Entschädigung in gleichem Umfange, wie in den 
Strafsachen die Staatskasse. Bei weiterer Entfernung des 
Aufenthaltsortes der geladenen Personen ist denselben auf 
Antrag ein Vorschuß zu bewilligen. 
Die Hinterlegung der gesetzlichen Entschädigung für Personen, 
welche von dem Angeklagten unmittelbar geladen sind, erfolgt 
bei dem Schriftführer des Vorstandes. 
 
§ 95. Ausfertigungen und Auszüge der Urtheile des 
Ehrengerichts sind von dem Schriftführer des Vorstandes zu 
ertheilen. 
 

§ 96. Die Ausschließung von der Rechtsanwaltschaft tritt mit 
der Rechtskraft des Urtheils ein. Dieselbe wird von dem 
Schriftführer des Vorstandes unter Mittheilung einer mit der 
Bescheinigung der Vollstreckbarkeit versehenen beglaubigten 
Abschrift der Urtheilsformel den Gerichten, bei welchen der 
Rechtsanwalt zugelassen war, und der Landesjustizverwaltung 
angezeigt. 
 
§ 97. Geldstrafen (§§ 58, 63) fließen zur Kasse der Kammer. 
Die Vollstreckung der eine Geldstrafe aussprechenden 
Entscheidung erfolgt auf Grund einer von dem Schriftführer des 
Vorstandes ertheilten, mit der Bescheinigung der 
Vollstreckbarkeit versehenen beglaubigten Abschrift der 
Entscheidungsformel nach den Vorschriften über die 
Vollstreckung der Urtheile in bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten. 
Dasselbe gilt von der Vollstreckung der die Kosten 
festsetzenden Verfügung. 
Die Vollstreckung wird von dem Schriftführer des Vorstands 
betrieben. 
 
Fünfter Abschnitt. 
Rechtsanwaltschaft bei dem Reichsgerichte 
 
§ 98. Auf die Rechtsanwaltschaft bei dem Reichsgerichte 
finden, insoweit nicht in den nachfolgenden Paragraphen 
abweichende Bestimmungen enthalten sind, die Vorschriften 
der ersten vier Abschnitte dieses Gesetzes mit der Maßgabe 
Anwendung, daß an die Stelle der Landesjustizverwaltung der 
Reichskanzler und an die Stelle des Oberlandesgerichts das 
Reichsgericht tritt. 
 
§ 99. Die Zulassung zur Rechtsanwaltschaft und die 
Zurücknahme der Zulassung bei dem Reichsgericht erfolgt 
durch das Präsidium des Reichsgerichts. Dasselbe entscheidet 
über den Antrag auf Zulassung nach freiem Ermessen, jedoch 
vorbehaltlich der Vorschriften der §§ 1, 5. 
 
§ 100. Die Zulassung zur Rechtsanwaltschaft bei dem 
Reichsgericht ist mit der Zulassung bei einem anderen Gerichte 
unvereinbar. 
Die bei dem Reichsgerichte zugelassenen Rechtsanwälte dürfen 
bei einem andern Gerichte nicht auftreten. 
 
§ 101. Eine Übertragung der dem Prozeßbevollmächtigten 
zustehenden Vertretung auf einen bei dem Reichsgericht nicht 
zugelassenen Rechtsanwalt findet nicht statt. 
 
§ 102. Die Anwaltskammer bei dem Reichsgerichte wird durch 
die bei demselben zugelassenen Rechtsanwälte gebildet. 
Die Mitglieder des Ehrengerichtshofs können nicht Mitglieder 
des Ehrengerichts sein. 
 
Sechster Abschnitt. 
Schluß- und Übergangsbestimmungen 
 
§ 103. Dieses Gesetz tritt, vorbehaltlich der §§ 112, 113 im 
ganzen Umfange des Reichs gleichzeitig mit dem 
Gerichtsverfassungsgesetz in Kraft.  
 
§ 104. Der am Orte eines obersten Landesgerichts wohnhafte 
Rechtsanwalt kann bei diesem Gerichte zugelassen werden, 
wenn nach dem Gutachten des letzteren die Zulassung zur 
ordnungsmäßigen Erledigung der Anwaltsprozesse erforderlich 
ist.  
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§ 105. Die bei einem obersten Landesgerichte zugelassenen 
Rechtsanwälte sind Mitglieder der Anwaltskammer, in deren 
Bezirke das Gericht seinen Sitz hat. 
 
§ 106. Die erste Versammlung der Anwaltskammern findet zur 
Wahl der Mitglieder des Vorstandes binnen drei Monaten nach 
dem Inkrafttreten dieses Gesetzes statt. 
Die Versammlung wird von dem Präsidenten des 
Oberlandesgerichts, bei dem Reichsgerichte von dem 
Präsidenten des letzteren berufen. Den Vorsitz in derselben 
führt der Präsident oder ein von ihm beauftragtes Mitglied des 
Gerichts. 
Der Vorsitzende ernennt für die Versammlung aus deren Mitte 
einen Schriftführer. 
 
§ 107. Den zur Zeit des Inkrafttretens dieses Gesetzes 
vorhandenen Rechtsanwälten (Anwälten , Advokaten, 
Advokatenanwälten, Prokuratoren) kann die Zulassung bei 
einem Landesgerichte, in dessen Bezirke sie bisher ihren 
Wohnsitz hatten, nicht versagt werden, wenn sie dieselbe vor 
dem Inkrafttreten dieses Gesetzes oder binnen drei Monaten 
nach demselben beantragen. 
Dieselben sind, sofern sie die Zulassung bei dem Landgericht 
ihres Wohnsitzes beantragen, befugt, ihren bisherigen Wohnsitz 
beizubehalten. 
Eine nochmalige Beeidigung dieser Rechtsanwälte findet nicht 
statt. 
Den zu der zeit des Inkrafttretens dieses Gesetzes vorhandenen 
Rechtsanwälten, welche bei den ihrem Wohnsitze befindlichen 
mehreren Kollegialgerichten die Anwaltschaft auszuüben 
berechtigt sind, kann die gleichzeitige Zulassung bei den an 
demselben Orte na die Stelle der bisherigen tretenden 
Kollegialgerichten nicht versagt werden, wenn sie dieselbe vor 
dem Inkrafttreten dieses Gesetzes beantragen. Durch 
landesherrliche Verordnung kann in diesem Falle für einzelne 
Orte die gleichzeitige Zulassung bei mehreren 
Kollegialgerichten ausgeschlossen werden. 
 
§ 108. Diejenigen, welche zur Zeit des Inkrafttretens dieses 
Gesetzes die Fähigkeit zur Rechtsanwaltschaft erlangt haben, 
können zur Rechtsanwaltschaft zugelassen werden, auch wenn 
sie die Fähigkeit zum Richteramte nicht erlangt haben. 
Dieselben haben nach Maßgabe des § 4 ein Recht auf Zulassung 
bei den Gerichten des Bundesstaates, in welchem sie die 
Fähigkeit zur Rechtsanwaltschaft erlangt haben. 
Die Zulassung eines solchen zum Richteramte nicht befähigten 
Antragstellers kann auch dann versagt werden, wenn dieselbe 
nicht vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes oder binnen drei 
Monaten nach demselben oder, falls der Antragsteller zu dieser 
Zeit ein Amt bekleidet, mit welchem die Rechtsanwaltschaft 
nicht vereinbar ist, nicht vor Ablauf von drei Monaten nach dem 
Ausscheiden aus diesem Amte beantragt wird. 
 
§ 109. Die Landesgesetze können für solche Kategorien von 
Rechtsanwälten und zur Rechtsanwaltschaft Befähigten (§§ 
107, 108), für welche die Fähigkeit zum Richteramte nicht 
erforderlich war, bestimmen, daß deren Zulassung zu versagen 
oder nur unter Beschränkungen zu ertheilen sei. 
 
§ 110. Durch landesherrliche Verordnung kann die 
Landesjustizverwaltung auf einen Zeitraum von drei Jahren 
nach dem Inkrafttreten dieses Gesetzes ermächtigt werden, die 
Zulassung zur Rechtsanwaltschaft denjenigen zu versagen, 

welche im Justizdienste sich befinden, sowie denjenigen, 
welche aus demselben ausgeschieden sind, ohne in einen 
anderen Zweig des Reichs- oder Staatsdienstes oder in ein 
besoldetes Gemeindeamt übergegangen oder zur 
Rechtsanwaltschaft zugelassen worden zu sein. 
Auf Grund einer solchen Ermächtigung kann jedoch die 
Zulassung denjenigen nicht versagt werden, welche dieselbe 
binnen einem Jahre nach erlangter Fähigkeit zur 
Rechtsanwaltschaft beantragen und nicht bereits im 
Justizdienste angestellt worden sind. Für diejenigen, welche die 
Fähigkeit zur Rechtsanwaltschaft bei dem Inkrafttreten dieses 
Gesetzes bereits erlangt hatten, läuft die Frist noch mindestens 
drei Monate nach diesem Zeitpunkte. 
 
§ 111. Bis zur Wahl des Vorstandes der Anwaltskammer ist die 
Anhörung desselben nach den Vorschriften der §§ 3, 99 nicht 
erforderlich.  
 
§ 112. Auf Anordnung der Landesjustizverwaltung können 
schon vor dem Inkrafttreten des Gerichtsverfassungsgesetzes 
die Rechtsanwaltslisten (§ 20) angelegt und Eintragungen der in 
Gemäßheit des § 107 erfolgenden Zulassungen bewirkt werden. 
Die Landesjustizverwaltung bestimmt die Gerichte, welche bis 
zu dem bezeichneten Zeitpunkte die Listen zu führen haben. 
 
§ 113. Über den Antrag auf Zulassung zur Rechtsanwaltschaft 
bei dem Reichsgericht entscheidet vor dem Inkrafttreten des 
Gerichtsverfassungsgesetzes an Stelle des Präsidiums des 
Reichsgerichts das Plenum des Reichs-Oberhandelsgerichts. 
Das letztere hat bis zu dem bezeichneten Zeitpunkte die 
Rechtsanwaltsliste zu führen. 
 
§ 114. Mit Zustimmung des Bundesraths kann die 
Landesjustizverwaltung, wenn in dem Bezirk eines nur einem 
Bundesstaate angehörigen Oberlandesgerichts das System des 
französischen Rechts und an dem Sitze einzelner Landgerichte 
ein anderes System des bürgerlichen Rechts besteht, oder wenn 
das umgekehrte Verhältniß obwaltet, die bei diesen 
Landgerichten zugelassenen Rechtsanwälte in den daselbst 
verhandelten Prozessen bis zur Einführung eines 
gemeinschaftlichen bürgerlichen Gesetzbuchs zur Vertretung 
der Parteien auch bei dem Oberlandesgerichte zulassen. 
§ 115. Auf die gegen einen Rechtsanwalt (§ 107) zur Zeit des 
Inkrafttretens dieses Gesetzes anhängigen Disziplinarsachen 
finden die Bestimmungen der §§ 8, 9 10, 12 des 
Einführungsgesetzes zur Strafprozeßordnung entsprechende 
Anwendung. 
An die Stelle des nach den bisherigen Gesetzen zuständigen 
obersten Landesgerichts tritt der Ehrengerichtshof nach 
Maßgabe des § 90. 
 
§ 116. Eine nach den bisherigen Gesetzen erkannte zeitige 
Entziehung der Befugniß zur Ausübung der Rechtsanwaltschaft 
(Suspension, Dienstsperre) ist im Sinne der § 6 Nr. 3, § 15 Nr. 
1, § 43 Nr. 3 für eine härtere Strafe als Verweis zu erachten. 
Der Landesgesetzgebung bleibt überlassen, zu bestimmen, in 
welchem Verhältniß andere bisher zulässige Strafen zu den im § 
63 bezeichneten stehen.  


